
Aktenzeichen: 10 AZR 88/90
Bundesarbeitsgericht 10. Senat Urteil vom 05. August 1992

- 10 AZR 88/90 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 03. März 1989

Kaiserslautern - 5 Ca 843/88 -
II. Landesarbeitsgericht 

Rheinland-Pfalz
Urteil vom 21. August 1989 
- 7 Sa 374/89 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
SonderZahlung ohne tatsächliche Arbeitsleistung

Gesetz:
BGB § 611 Gratifikation; Tarifvertrag über eine Jahresson- 
derzahlung/13. Monatseinkommen für gewerbliche Arbeitnehmer 
und Auszubildende der Schuhindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 18. Januar 1988 § 2 Nr. 1, 2 und 3 a

Leitsätze:
Eine tarifliche Regelung über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzahlung, deren Zweck es - auch - ist; im Bezugszeitraum 
für den Betrieb geleistete Arbeit zusätzlich zu vergüten, 
kann im einzelnen bestimmen, welche Zeiten ohne tatsächliche 
Arbeitsleistung sich anspruchsmindernd oder anspruchsaus- 
schließend auf die Sonderzahlung auswirken sollen, über diese 
Bestimmungen hinaus kann einer solchen Regelung nicht der 
Rechtssatz entnommen werden, daß Voraussetzung für den An­
spruch auf die tarifliche Sonderzahlung auf jeden Fall eine 
nicht ganz unerhebliche tatsächliche Arbeitsleistung im Be­
zugszeitraum ist.
Der Senat gibt damit die gegenteilige Rechtsprechung des 
Fünften und Sechsten Senats auf (vgl. u.a. Urteile vom 
18. Januar 1978 - 5 AZR 56/77 - AP Nr. 92 zu § 611 BGB Gra­
tifikation; - 5 AZR 685/77 - AP Nr. 93 zu § 611 BGB Gratifi­
kation; Urteil vom 7. September 1989 - 6 AZR 637/88 - AP 
Nr. 129 zu § 611 BGB Gratifikation).
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10 AZR 88/90
7 Sa 374/89 Rheinland-Pfalz Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
5. August 1992 Urteil
Bartel,Regierungssekretärinals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 5. August 
1992 durch den Vorsitzenden Richter Matthes, die Richter 
Dr. Freitag und Hauck sowie die ehrenamtlichen Richter Ba­
cher und Harnack für Recht erkannt:
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2 • ̂

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 
21. August 1989 - 7 Sa 374/89 - aufgehoben.
Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Kaiserslautern - Kammer Pirma­
sens - vom 3. März 1989 - 5 Ca 843/88 - abgeän­
dert.
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
1.030,22 DM brutto nebst 4 % Zinsen aus dem dar­
aus sich ergebenden Nettobetrag seit dem 6. Janu­
ar 1989 zu zahlen.
Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte. 

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger war seit mehreren Jahren bei der Beklagten als 
Schuhfabrikarbeiter beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis der 
Parteien sind die Tarifverträge für die Schuhindustrie in Rhein­
land-Pfalz, so auch der Tarifvertrag über eine Jahressonderzah- 
lung/13. Monatseinkommen für gewerbliche Arbeitnehmer und Aus­
zubildende der Schuhindustrie in der Bundesrepublik Deutschland 
vom 18. Januar 1988 (TV) anzuwenden.

Der Tarifvertrag über eine JahressonderZahlung lautet - so­
weit hier von Interesse - wie folgt:

"§ 2
1. Gewerbliche Arbeitnehmer und Auszubildende, 

die jeweils am Auszahlungstag in einem unge- 
kündigten und unbefristeten Arbeitsverhältnis 
bzw. in einem ungekündigten Ausbildungsver­
hältnis stehen und am 15. November dem Betrieb 
ununterbrochen mindestens ein Jahr angehören,
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haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf 50 % 
eines Monatseinkommens.
Bei einer Betriebszugehörigkeit am 15. Novem­
ber von weniger als 1 Jahr, mindestens aber 
6 Monaten, wird ein Zwölftel der tariflichen 
Leistung für jeden vollen Kalendermonat der 
Betriebszugehörigkeit gewährt.

2. Das Monatseinkommen errechnet sich aus dem 
Durchschnittsstundenlohn der Monate Juli bis 
Oktober x 173.

3. Der Berechnung der Leistungen sind zugrunde zu legen:
a) für Arbeitnehmer der durchschnittliche Stun­

denverdienst.
Er errechnet sich aus dem Gesamtverdienst des 
Arbeitnehmers in dem betreffenden Zeitraum 
einschließlich Zuschläge für Mehrarbeit, Sonn­
tags- und Feiertagsarbeit, Nachtarbeit sowie 
Schichtarbeit, jedoch ohne Auslösung, Kranken­
lohn, die Urlaubsvergütung und das zusätzliche 
Urlaubsgeld, die vermögenswirksamen Leistungen 
des Arbeitgebers und ähnliche Zahlungen sowie 
einmalige Zuwendungen geteilt durch die Zahl 
der bezahlten Stunden, ohne Kranken- und Ur­
laubs stunden.

b) für Auszubildende ...

4. Teilzeitbeschäftigte haben Anspruch auf eine 
anteilige Leistung, die sich nach dem Verhält­
nis ihrer vertraglichen Arbeitszeit zu der ta­
riflichen Arbeitszeit bemißt.

5. Anspruchsberechtigte Arbeitnehmer, deren Ar­
beitsverhältnis im Kalenderj ahr kraft Gesetzes 
oder Vereinbarung ruht, erhalten keine Lei­
stung; ruht das Arbeitsverhältnis im Kalender­
jahr teilweise, so erhalten sie eine anteilige 
Leistung gemäß Ziffer 1 Absatz 2.
Anspruchsberechtigte Arbeitnehmer, die wegen 
Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit, wegen Errei- 
chens der Altersgrenze oder aufgrund Kündigung 
zwecks Inanspruchnahme eines vorgezogenen Al­
tersruhegeldes aus dem Betrieb ausscheiden, 
sowie unterhaltsberechtigte Hinterbliebene von 
verstorbenen Arbeitnehmern erhalten entspre­
chende Zwölftel der tariflichen Leistung. Da­
bei gilt in diesem Fall ein angebrochener Mo­
nat als voller Monat.
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§ 3
AuszahlungsZeitpunkt

1. Der AuszahlungsZeitpunkt wird durch Betriebs­
vereinbarung zwischen dem 15. November und 
15. Dezember festgelegt.

2. Falls dieser Zeitpunkt durch Betriebsvereinba­
rung nicht geregelt ist, gilt als Auszahlungs­
tag im Sinne des § 2 Ziffer 1 spätestens der
3. Arbeitstag im Dezember.

§ 6
Berechnung von Durchschnittsentqelten

Die Jahressonderzahlung/13. Monatseinkommen bleibt bei der Berechnung von Durchschnittsent­
gelten und in sonstigen Fällen, in denen Ansprü­
che irgendwelcher Art von der Höhe des Arbeits­
entgeltes abhängig sind, außer Ansatz. Sie gilt 
als einmalige Leistung im Sinne der sozialversi­
cherungsrechtlichen Vorschriften."

Der Kläger war seit dem 4. Oktober 1987 durchgehend arbeits­
unfähig erkrankt und erhält gemäß Bescheid der Landesversiche­
rungsanstalt vom 19. Januar 1989 seit dem 1. November 1988 Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit.

Der Kläger ist der Auffassung, ihm stehe für das Jahr 1988 
die tarifliche Sonderzahlung in voller Höhe, zumindest aber
i. H. v. 10/12 zu. Dem stehe nicht entgegen, daß er während des 
ganzen Jahres arbeitsunfähig krank gewesen sei und daher nicht 
gearbeitet habe. Mit der im Dezember 1988 erhobenen Klage hat der 
Kläger beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 1.030,22 DM 
brutto zuzüglich 4 % Zinsen aus dem daraus sich 
ergebenden Nettobetrag seit dem 6. Januar 1989 zu zahlen.
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Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten. Sie ist der An­
sicht, dem Kläger stehe angesichts seiner lang andauernden Er­
krankung keine Sonderzahlung zu. Voraussetzung dafür sei auch 
eine Arbeitsleistung im Bezugsjahr.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
des Klägers blieb erfolglos. Mit der Revision verfolgt der Kläger 
seinen Klageantrag weiter, während die Beklagte um Zurückweisung 
der Revision bittet.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision des Klägers ist begründet. Dem Kläger steht 
auch für das Jahr 1988 die tarifliche Sonderzahlung zu.

I. Das Landesarbeitsgericht hat die Klage mit der Begründung 
abgewiesen, es stehe den Tarifvertragsparteien frei, wie sie eine 
SonderZahlung ausgestalten, insbesondere welchen Zweck sie ihr 
beimessen wollen. Im Zweifel solle mit einer derartigen Sonder­
zahlung vorwiegend oder doch auch im Bezugszeitraum geleistete 
Arbeit anerkannt und zusätzlich vergütet werden. Das habe zur 
Folge, daß ein Anspruch auf die Sonderzahlung entfalle, wenn der 
Arbeitnehmer im Bezugszeitraum gar nicht oder jedenfalls nicht im 
nennenswerten Umfange gearbeitet habe. Anders sei nur dann zu 
entscheiden, wenn die tarifliche Regelung ergebe, daß Zeiten 
einer Arbeitsunfähigkeit ohne Einfluß auf den Anspruch auf die 
SonderZahlung sein sollen. Der Umstand, daß der Kläger erwerbsun-
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fähig sei, rechtfertige keine andere Beurteilung. Auch erwerbsun­
fähige Arbeitnehmer hätten keinen Anspruch auf die Sonderzahlung, 
wenn sie im Bezugszeitraum keine Arbeitsleistung erbracht hätten.

Das Landesarbeitsgericht ist mit dieser Begründung der bis­
herigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts gefolgt (vgl.
BAG Urteile vom 29. August 1979 - 5 AZR 763/78 - AP Nr. 102 zu 
§ 611 BGB Gratifikation und - 5 AZR 511/79 - AP Nr. 104 zu § 611 
BGB Gratifikation; Urteil vom 7. September 1989 - 6 AZR 637/88 - 
AP Nr. 129 zu § 611 BGB Gratifikation). Danach ist, wenn sich aus 
dem Tarifvertrag nichts anderes ergibt, auf jeden Fall Vorausset- ,sl;.>
zung für einen Anspruch auf die tarifliche Sonderzahlung, daß der 
Arbeitnehmer im Bezugszeitraum auch eine nicht ganz unerhebliche 
tatsächliche Arbeitsleistung erbracht hat, wenn mit der tarifli­
chen Sonderzahlung auch im Bezugszeitraum geleistete Arbeit zu­
sätzlich vergütet werden soll. Der Senat vermag dieser Ansicht 
nicht zu folgen. Er gibt sie hiermit auf.

II.1. Der Fünfte und Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts 
haben ihre Entscheidungen mit der Überlegung begründet, im Vor­
dergrund des Arbeitsverhältnisses stünden beiderseitige Rechte 
und Pflichten der Arbeitsvertragsparteien, nämlich das Erbringen 
der versprochenen Arbeitsleistung und die Zahlung der vereinbar­
ten Vergütung. Auch in den Fällen, in denen zwischen der Arbeits­
leistung und dem Arbeitsentgelt kein so enges Gegenseitigkeits­
verhältnis bestehe wie zwischen der in einem bestimmten Zeitab­
schnitt geleisteten Arbeit und dem dafür zu zahlenden Normallohn, 
könne nicht davon ausgegangen werden, daß das Arbeitsentgelt von
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jeder Beziehung zur Arbeitsleistung gelöst sei. Die Dauer der Be­
triebszugehörigkeit des Arbeitnehmers werde normalerweise nicht 
um ihrer selbst willen honoriert, sondern im Hinblick auf die im 
Betrieb tatsächlich geleistete Arbeit (vgl. schon BAG Urteile vom 
18. Januar 1978 - 5 AZR 56/77 - AP Nr. 92 zu § 611 BGB Gratifika­
tion und - 5 AZR 685/77 - AP Nr. 93 zu § 611 BGB Gratifikation).

2. Auch der Senat geht davon aus, daß mit einer jährlichen Son­
derzahlung, einer Gratifikation, unabhängig von ihrer Bezeichnung 
im Einzelfall die im vergangenen Jahr für den Betrieb geleistete 
Arbeit zusätzlich anerkannt und vergütet werden soll. Dieser 
Zweck der Gratifikation kommt regelmäßig in Bestimmungen zum Aus­
druck, nach denen der Anspruch auf die Gratifikation überhaupt 
erst nach einer bestimmten Dauer des Arbeitsverhältnisses ent­
steht, daß die Gratifikation im Eintritts- oder Austrittsjahr nur 
anteilig gezahlt wird und daß Teilzeitkräfte eine ihrer geringe­
ren Arbeitszeit entsprechende geringere Gratifikation erhalten.

Daraus folgt aber gleichzeitig, daß die für den Betrieb er­
brachte und mit der Gratifikation zusätzlich zu vergütende Ar­
beitsleistung für den Regelfall nach der Dauer - oder bei Teil­
zeitkräften nach dem Umfang - des Bestandes des Arbeitsverhält­
nisses im Bezugszeitraum bestimmt wird. Die Arbeitsleistung für 
den Betrieb wird im bestehenden Arbeitsverhältnis erbracht. Die 
Dauer dieses Arbeitsverhältnisses ist daher auch ein - erster - 
Maßstab für die mit der Gratifikation zusätzlich zu vergütende 
Arbeitsleistung für den Betrieb.
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Die Dauer des rechtlichen Bestandes des Arbeitsverhältnisses 
im Bezugszeitraum entspricht regelmäßig nicht genau dem Umfang 
der während dieser Zeit für den Betrieb tatsächlich erbrachten 
Arbeitsleistung. Diese tatsächliche Arbeitsleistung kann wegen 
einer Vielzahl von Umständen während dieser Zeit ausgefallen 
sein. Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, des Urlaubs, persönliche Ar- 
beitsverhinderungen aus sonstigen Gründen, vereinbarte Freistel­
lungen von der Arbeit, Mutterschutzfristen, Erziehungsurlaub, 
Einberufung zum Wehrdienst, ehrenamtliche Tätigkeiten und ähnli­
che Umstände können die während der Zeit des Bestehens des Ar­
beitsverhältnisses tatsächlich erbrachte Arbeitsleistung erheb­
lich mindern. Dabei ist es gleichgültig, ob für diese Zeiten der 
Nichtarbeit das Arbeitsentgelt fortzuzahlen ist oder nicht. Eine 
tatsächliche Arbeitsleistung für den Betrieb, die durch die Gra­
tifikation anerkannt und zusätzlich vergütet werden könnte oder 
sollte, liegt für diese Zeiten nicht vor.

Sowohl den Tarifvertragsparteien als den Arbeitsvertragspar­
teien - ggf. auch den Betriebspartnern - ist bekannt, daß der 
rechtliche Bestand des Arbeitsverhältnisses während eines be­
stimmten Zeitraumes nicht lückenlos mit Zeiten tatsächlicher Ar­
beit für den Betrieb ausgefüllt ist und daß Zeiten fehlender Ar­
beitsleistung in diesem Zeitraum für die einzelnen Arbeitnehmer 
in unterschiedlicher Höhe anfallen. Es bleibt den jeweiligen 
Partnern, die die Regelung über die Sonderleistung vereinbaren 
- und dem Arbeitgeber -, überlassen zu bestimmen, inwieweit Zei­
ten, in denen - gleich aus welchen Gründen - eine tatsächliche 
Arbeitsleistung für den Betrieb nicht erbracht worden ist, den
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Anspruch auf die Sonderleistung ausschließen oder mindern sollen. 
Dabei bedarf es im vorliegenden Falle keiner Entscheidung, welche 
Zeiten ohne tatsächliche Arbeitsleistung ggf. aus rechtlichen 
Gründen nicht als anspruchsmindernd bewertet werden dürfen.

Wird eine solche Regelung nicht oder nur für bestimmte Fälle 
fehlender tatsächlicher Arbeitsleistung getroffen, so wird daraus 
deutlich, daß Zeiten fehlender Arbeitsleistung überhaupt oder 
Zeiten fehlender Arbeitsleistung aus anderen Gründen für den An­
spruch auf die Sonderleistung ohne Bedeutung sein sollen.

In eine solche Regelung den Rechtssatz hineinzulesen, daß 
auf jeden Fall eine nicht ganz unerhebliche tatsächliche Arbeits­
leistung Voraussetzung für den Anspruch auf die Gratifikation 
sein soll, mißt dem Zweck der Gratifikation eine Bedeutung zu, 
die in der getroffenen Regelung gerade keinen Niederschlag gefun­
den hat. Es ist auch nicht einzusehen, warum eine Arbeitslei­
stung, die gerade noch als erheblich anzusehen ist, den Anspruch 
auf die nach den ausdrücklich normierten Anspruchsvoraussetzungen 
gegebene Sonderleistung dann in deren voller Höhe begründen soll, 
während eine geringfügig geringere Arbeitsleistung den Anspruch 
ganz entfallen läßt. Dabei ist es letztlich gleichgültig, mit 
welchem Umfang man die geringfügige oder nicht nennenswerte 
Arbeitsleistung bestimmt. Allenfalls ließe sich eine Quotelung 
der Gratifikation entsprechend der tatsächlich erbrachten Ar­
beitsleistung rechtfertigen (vgl. Winterfeld, SAE 1992, 37).
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3. Auch der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts hat wieder­
holt Bedenken gegen einen solchen ungeschriebenen Rechtssatz, wie 
er in den genannten Entscheidungen zum Ausdruck kommt, geltend 
gemacht und darauf verwiesen, daß damit eine zusätzliche An­
spruchsvoraussetzung normiert wird (BAG Urteil vom 7. September 
1989 - 6 AZR 637/88 - AP, aaO; BAGE 66, 22 = AP Nr. 1 zu § 1 TVG 
Tarifverträge: Keramikindustrie; Urteil vom 10. Januar 1991 
- 6 AZR 448/89 - AP Nr. 3 zu § 1 TVG Tarifverträge: Betonstein­
gewerbe, auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung bestimmt).

Er hat in einer vergleichbaren Frage wie der Senat argumen­
tiert und in seiner Entscheidung vom 24. Oktober 1990 (- 6 AZR 
341/89 - AP Nr. 2 zu § 1 TVG Tarifverträge: Glasindustrie) den 
Rechtssatz aufgestellt, daß bei einer tariflichen SonderZahlung, 
die sowohl die Entlohnung für im Bezugszeitraum geleistete Arbeit 
als auch die Belohnung für erwiesene Betriebstreue bezweckt, es 
einer ausdrücklichen Quotenregelung bedürfe, wenn die Gratifika­
tion für Zeiten gekürzt werden solle, in denen das Arbeitsver­
hältnis ruhe. Enthalte der Tarifvertrag für diese Tatbestände 
keine Regelung, könne eine am Maß der jährlichen Arbeitsleistung 
orientierte Kürzung der Gratifikation nicht mit einem allgemeinen 
Rechtsprinzip begründet werden.

Gibt es aber kein allgemeines Rechtsprinzip, das eine Quote- 
lung der Gratifikation nach dem Maß der jährlichen Arbeitslei­
stung rechtfertigt, wenn diese Arbeitsleistung im Bezugszeitraum 
in Zeiten des Rühens eines Arbeitsverhältnisses nicht erbracht 
worden ist, so läßt sich auch kein allgemeines Rechtsprinzip be­
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gründen, nach dem der Anspruch auf die Sonderleistung entfällt, 
wenn während des Bezugszeitraumes überhaupt keine oder keine nen­
nenswerte Arbeitsleistung erbracht worden ist. Wenn der Zweck 
einer Gratifikation - Entlohnung für im Bezugszeitraum geleistete 
Arbeit - für sich allein eine Quotelung der Gratifikation nicht 
rechtfertigt, kann er auch deren gänzlichen Wegfall nicht recht- 
fertigen. Die Unterscheidung des Sechsten Senates, es handele 
sich einmal um die Frage, ob überhaupt eine Arbeitsleistung er­
bracht worden ist und ob daher überhaupt ein Anspruch auf die ta­
rifliche Sonderzahlung entstanden ist, und zum anderen um die 
Frage der an der erbrachten Arbeitsleistung orientierten Höhe der 
Sonderleistung, ist nicht gerechtfertigt. Auch die Frage, ob ein 
Anspruch auf eine Gratifikation mit Rücksicht auf das Maß der er­
brachten Arbeitsleistung 0,—  DM oder X,—  DM beträgt, ist eine 
Frage nach der Höhe des Anspruchs.

Aus diesen Erwägungen gibt der Senat die bisherige Recht­
sprechung auf, nach der bei einer Gratifikation mit Mischcharak­
ter Voraussetzung für den Anspruch auf die Gratifikation auf 
jeden Fall eine nicht unerhebliche tatsächliche Arbeitsleistung 
im Bezugszeitraum ist, auch wenn eine solche tatsächliche Ar­
beitsleistung in der Regelung über die Sonderzahlung nicht zur 
Voraussetzung gemacht worden ist, diese vielmehr nur bestimmte 
Zeiten, in denen es - gleich aus welchen Gründen - an einer 
tatsächlichen Arbeitsleistung fehlt, als anspruchsausschließend 
oder anspruchsmindernd erklärt.
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Eine Anfrage beim Fünften und Sechsten Senat des Bundesar­
beitsgerichts, ob er dieser Aufgabe zustimmt, bedarf es nicht, da 
der Senat nach Nr. A 10.2 des Geschäftsverteilungsplanes des Bun­
desarbeitsgerichts für 1992 für Rechtsstreitigkeiten um Gratifi­
kationen und Sondervergütungen aller Art allein zuständig ist.

III. Danach ist der Anspruch des Klägers auf die tarifliche Son­
derzahlung für das Jahr 1988 begründet. Das Arbeitsverhältnis hat 
während des gesamten Bezugszeitraumes bestanden. Der Kläger ge­
hörte am Auszahlungstag dem Betrieb mehr als ein Jahr an. Dem An­
spruch steht auch nicht entgegen, daß dem Kläger in der Zeit von 
Juli bis Oktober 1988 kein Arbeitsentgelt abgerechnet worden ist, 
das der Berechnung der tariflichen Sonderzahlung zugrundegelegt 
werden könnte. Nach § 2 Nr. 2 TV errechnet sich diese Sonder­
leistung aus dem Durchschnittsstundenlohn der Monate Juli bis Ok­
tober x 173. Soweit in § 2 Nr. 3 a TV Bestimmungen für die Be­
rechnung des durchschnittlichen Stundenverdienstes enthalten 
sind, wird damit nur geregelt, welche Leistungen dieser Berech­
nung zugrundezulegen sind und welche nicht. Sind solche berück­
sichtigungsfähigen Leistungen wie Zuschläge für Mehrarbeit, Sonn­
tags- und Feiertagsarbeit in den Monaten Juli bis Oktober nicht 
angefallen, entspricht der durchschnittliche Stundenverdienst dem 
maßgebenden Stundenverdienst des Arbeitnehmers, der dann mit 173 
zu multiplizieren ist.

Den Regelungen in § 2 Nr. 2 und 3 a TV kann auch nicht ent­
nommen werden, Voraussetzung für einen Anspruch auf die tarif­
liche SonderZahlung sei zusätzlich, daß in den Monaten Juli bis
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Oktober überhaupt Arbeitsentgelt abgerechnet worden ist, das der 
Berechnung eines durchschnittlichen Stundenlohnes zugrundegelegt 
werden könnte. Wäre die Regelung so zu verstehen, dann hätte ein 
Arbeitnehmer, der die Voraussetzungen des § 2 Nr. 1 Abs. 1 TV 
erfüllt und in den Monaten Januar bis Juni voll gearbeitet hat, 
keinen Anspruch auf eine tarifliche SonderZahlung, wenn - gleich 
aus welchen Gründen - in den Monaten Juli bis Oktober mangels 
tatsächlicher Arbeitsleistung kein nach Nr. 3 a  berücksichti­
gungsfähiges Arbeitsentgelt abgerechnet worden ist.

Gegen die Höhe der vom Kläger so berechneten Klageforderung 
bestehen keine Bedenken.

Damit waren die Entscheidungen der Vorinstanzen abzuändern 
und der Klage stattzugeben. Die Kosten des Rechtsstreits hat nach 
§ 91 ZPO die Beklagte zu tragen.

Matthes Dr. Freitag Hauck
Bacher Harnack
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